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„Soziale Gerechtigkeit muss wieder zum 
Thema Nummer 1 werden. Das heißt: 
Unternehmensbesteuerung überarbeiten, 
Steuerflucht bekämpfen, gerechte Steuerpolitik, 
Beamte in die Rentenversicherung!“

Die IG Metall-Beschäftigtenbefragung 2017
Zitate und Zahlen dieser Broschüre entstammen (wenn nicht anders angegeben) der „Be
fragung 2017“. Diese hat die IG Metall im Januar und Februar 2017 in 7.000 Betrieben des 
Handwerks, der Dienstleistung und der Industrie durchgeführt. Beteiligen konnten sich Mit-
glieder sowie Nichtmitglieder. Es beteiligten sich insgesamt 681.241 Beschäftigte.

„In eine gesetzliche Altersabsicherung sollten 
ALLE einbezahlen, die ein Einkommen 
erwirtschaften: Selbstständige, Beamte, Politiker, 
Renten- und Pensionsempfänger etc. Daraus 
sollen ALLE eine mindestens auskömmliche Rente 
nach gleichen Prinzipien erhalten. Man sollte 
das Solidarsystem auch tatsächlich leben!“

„Angemessene soziale Umverteilung von oben 
nach unten bei Einkommen, Erbschaft und Vermö-
gen damit der gesellschaftliche Rechtsruck ver-
hindert wird! Stärkung der Grundrechte im Sinne 
einer offenen pluralistischen Gesellschaft: Presse-
freiheit, Gleichheit für Frau und Mann, kostenlose 
Bildung für alle, Umweltschutz, Artenschutz.“

„Sanierung der Schulen ist dringend erforderlich, 
zudem eine IT-Ausstattung der Schulen, die eine 
zukunftsfähige Ausbildung ermöglicht.“

DAS ERWARTEN IHRE WÄHLERINNEN UND WÄHLER
Persönliche Kommentare von Befragten bei der Beschäftigtenbefragung 2017
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Kandidatinnen und Kandidaten für den 
nächsten Bundestag sollten genau auf die 
Wünsche und Bedürfnisse der Beschäftigten 
hören.

Um diesen Wünschen auf die Spur zu kommen, 
haben wir als IG Metall im Januar 2017 eine 
bundesweite Befragung der Beschäftigten 
zu ihrer persönlichen Arbeitssituation sowie 
zu politischen Themen gestartet. Weit über 
680.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer in mehr als 7.000 Betrieben haben mitge-
macht – und damit über 160.000 Beschäftigte 
mehr als bei unserer Befragung 2013: Männer 
und Frauen aus allen Altersgruppen und Tätig-
keitsbereichen, aus unterschiedlichen Bran-
chen und über alle Qualifikationen hinweg. 
Gefreut hat uns besonders, dass mehr als je-
der dritte Fragebogen von einem Nichtmitglied 
kam.

Die Beschäftigten wollen offensichtlich The-
men setzen und gehört werden. Sie spüren, 
dass unser Land vor großen Herausforderun-
gen steht. Und sie wollen, dass Probleme in 
ihrem Sinne gelöst werden. 

In dieser Broschüre präsentieren wir Ihnen 
wichtige Ergebnisse unserer Befragung aus 
verschiedenen Politikfeldern. Wir haben sie 
mit weiteren aktuellen Daten und Fakten er-
gänzt, um Sie kurz und bündig, aber fundiert 
zu informieren. Wir laden Sie ein, die hier auf-

geworfenen Themen in Ihren Wahlkreisen zu 
diskutieren.

Wir haben ein klares Ziel: Die Wünsche der 
Beschäftigten müssen nicht nur gehört, son-
dern auch umgesetzt werden. Wer Politik für 
alle gestalten will, kommt an den Ergebnissen 
unserer Befragung nicht vorbei. Hier haben die 
wahren Expertinnen und Experten der Arbeits-
welt ihre Stimme bereits abgegeben!

VORWORT

Jörg Hofmann	

Erster Vorsitzender der IG Metall	
		

POLITIK FÜR ALLE: SICHER, GERECHT 
UND SELBSTBESTIMMT

05



Über 93 Prozent der Beschäftigten sagen in 
der IG Metall-Befragung 2017: Es ist wichtig, 
den Weg in die Industrie 4.0 mitzugestalten – 
so, wie es die IG Metall seit Jahren tut. Bes-
sere Qualifizierung ist der Schlüssel zu guter 
Arbeit, darin sind sich die Befragten sicher. 
Sie nehmen die Mängel und Ungleichheiten 
in unserem Bildungssystem sehr deutlich 
wahr und wollen sie überwinden. Und sie 
wollen gute Arbeit in sicheren Arbeitsver-
hältnissen abliefern, deswegen müssen pre-
käre Jobs endlich verboten werden.

Viele Beschäftigte fragen sich angesichts von 
Digitalisierung und Industrie 4.0: Wie kann 
ich mit der technologischen Entwicklung mit-
halten? Übernehmen Roboter meine Arbeit? 
Studien zu Beschäftigungseffekten der Digi-
talisierung zeigen: Es besteht kein Anlass zur 
Panik. Aber es besteht Handlungsbedarf, vor 
allem mit Blick auf die Qualifizierung der Be-
schäftigten. 

Die Dynamik am Arbeitsmarkt erhöht sich
Die Nachfrage nach höher qualifizierten Ar-
beitskräften nimmt zu.1 „Alle Prognosen beto-
nen: Der digitale Wandel wird die Dynamik am 
Arbeitsmarkt erhöhen“, heißt es im Weißbuch 
Arbeiten 4.0 des Bundesarbeitsministeriums. 
Man darf hinzufügen: nicht nur der digitale 
Wandel, sondern auch andere Aspekte der 
Transformation. Neue Antriebstechnologien 
von Autos etwa bedeuten auch veränderte 
Qualifikationsanforderungen an die Beschäf-
tigten im Fahrzeugbau.

Gute Bildung schützt vor Arbeitslosigkeit
Menschen mit geringer Qualifikation haben 
deutlich schlechtere Chancen auf dem  
Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenquote von 
Menschen ohne Berufsausbildung liegt mit 
20,3 Prozent (Stand 2015) dreimal so hoch 
wie die durchschnittliche Arbeitslosenquo-
te (6,5 Prozent)2 und fast fünfmal so hoch 
wie die Arbeitslosenquote von Menschen 
mit abgeschlossener Berufsausbildung (4,6 
Prozent)3. Die niedrigste Arbeitslosenquote 
weisen Beschäftigte mit einer Fachschul-, 
Meister- und Technikerausbildung auf – also 
diejenigen, die auf eine Ausbildung eine Auf-
stiegsfortbildung draufgesattelt haben. Das 
zeigt: Bildung und Weiterbildung lohnen sich.

ENTSCHIEDEN DAFÜR: 
PERSPEKTIVEN FÜR ALLE IN 
DER ARBEIT VON MORGEN

1Zahlreiche Studien belegen dies, vgl. etwa Bonin, H./Gregory, T./Zierahn, U. (2015): Übertragung der Studie von Frey/Osborne (2013) auf 

	Deutschland. Kurzexpertise Nr. 57 an das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Mannheim. https://kurzlink.de/digitalisierung
2Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB), Arbeitslosigkeit von Geringqualifizierten ist im Jahr 2015 entgegen dem  

	allgemeinen Trend gestiegen, Presseinformation, 25.10.2016, https://kurzlink.de/geringqualifizierte 
3Ebd. 

RISIKO DURCH DIGITALISIERUNG 
ERSETZT ZU WERDEN

Quelle: Dengler, K./Matthes B. (2015), 

Folgen der Digitalisierung der Arbeitswelt.

Helfer/in Fachkraft Spezialist/in Experte/in

46,0 45,4 33,4 18,8
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Von gleichen Bildungschancen ist 
Deutschland weit entfernt
Bildungschancen werden in Deutschland 
noch immer vererbt. 84 Prozent der Kinder, 
deren Eltern die Hochschulreife besitzen, ge-
hen aufs Gymnasium – aber nur 31 Prozent 
der Kinder, bei denen kein Elternteil über die 
Hochschulreife verfügt.4 Und auch beim The-
ma Weiterbildung gilt: Wer hat, dem wird ge-
geben. Von den Beschäftigten mit Tätigkeiten, 
die einen Berufs- und Hochschulabschluss 
erfordern, nahmen laut IAB-Betriebspanel 44 
Prozent im ersten Halbjahr 2016 an Maßnah-
men der betrieblichen Weiterbildung teil – 
aber nur 20 Prozent der Beschäftigten mit 
einfachen Tätigkeiten.5 

Für ein Recht auf betriebliche Fortbildung
Die Beschäftigten finden sich laut der IG Metall- 
Befragung 2017 mit diesen Ungerechtigkeiten 
nicht ab: 93 Prozent der Befragten halten 
eine Bildungspolitik für wichtig oder sogar 

sehr wichtig, die Bildungserfolge unabhän-
gig von der sozialen Herkunft ermöglicht und 
das Recht auf betriebliche Fortbildung durch-
setzt. Und die Befragten setzen auch bei der 
Arbeitsmarktpolitik auf Qualifizierung. 83 
Prozent von ihnen sagen: „Arbeitslosigkeit 
darf nicht zu sozialem Abstieg führen. Der Er-
halt der Qualifikation ist wichtiger als schnel-
le Vermittlung. Daher muss die Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes verlängert werden.“

Vermittlung in prekäre Beschäftigung
Für viele Erwerbslose endet die Arbeitslosig-
keit aber nicht mit einer dauerhaften Perspek-
tive auf gute Arbeit, sondern mit der Vermitt-
lung in den nächstbesten Job – oft in prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse: 19 Prozent aller 
Beschäftigungsaufnahmen aus der Arbeits-
losigkeit erfolgen in die Leiharbeit. Rund die 
Hälfte der Leiharbeitsverhältnisse ist nach 
drei Monaten schon wieder beendet, 29 Pro-
zent sogar schon nach einem Monat. Und 

SO VIEL LEIHARBEIT WIE NIE

4Bundesregierung, Fünfter Armuts- und Reichtumsbericht (5. ARB), 2017, S. 228, https://kurzlink.de/armutreichtum 

5IAB, Presseinformation, 22.03.2017, https://kurzlink.de/betriebspanel

  

Als Leiharbeiter waren zur Jahresmitte beschäftigt:

*ab 2013 veränderte ZählungQuelle: Hans-Böckler-Stiftung, Böckler Impuls 15/2016; Bundesagentur für Arbeit

2007 2008

731.200

609.700

909.600

867.500

961.200
1.005.700

2009 2010 2011 2012 2013* 2014* 2016*2015*
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mehr als die Hälfte der Leihbeschäftigten üben 
Helfertätigkeiten aus.6

Befristung ist nicht freiwillig
Viele Arbeitsverträge haben ein Verfallsdatum: 
9,3 Prozent aller abhängig Beschäftigten 
arbeiten befristet. Besonders junge Menschen 
haben es schwer, eine unbefristete Stelle zu be-
kommen: 27,4 Prozent der 20- bis 24-Jährigen 
und 20 Prozent der 25- bis 29-Jährigen arbeiten 
befristet.7 Die allermeisten von ihnen unfreiwil-
lig. Nur rund 6 Prozent der befristet Beschäf-
tigten haben nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes bewusst ein befristetes Beschäf-
tigungsverhältnis gewählt.8

Beschäftigung muss dauerhaft 
Existenz sichern
Unsere Beschäftigtenbefragung zeigt: Die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wollen 
sichere Arbeitsverhältnisse. Rund 90 Prozent 

sagen: Beschäftigung muss dauerhaft Existenz 
sichern. Sachgrundlose Befristung, Minijobs 
und prekäre Soloselbstständigkeit müssen ab-
geschafft werden. 

WAS BESCHÄFTIGTE KONKRET BRAUCHEN:

· Ein Recht auf betriebliche Fortbildung, 
um beim Wandel mithalten zu können. 
Betriebsräte müssen ein Initiativ- und Mitbe-
stimmungsrecht bei Qualifizierung erhalten.

· Abschaffung sachgrundloser Befristung. 
Sie unterläuft den Kündigungsschutz 
und zwingt insbesondere junge Menschen 
in Befristungsketten.

· Der Erhalt und Ausbau von Qualifikation 
Erwerbsloser muss Vorrang vor schneller 
Vermittlung haben.

ENTSCHIEDEN DAFÜR: 
ARBEITSZEITEN, DIE ZUM 
LEBEN PASSEN
Ein Recht auf Abschalten, Hände weg vom 
Arbeitszeitgesetz: Das ist die klare Botschaft 
der Beschäftigten. Über 96 Prozent der Be-
fragten sagen, Beschäftigte brauchen auch in 
Zukunft ein Arbeitszeitgesetz, das der Arbeits-
zeit Grenzen setzt. Weit mehr als die Hälfte  
der Beschäftigten arbeitet jetzt schon länger, 
als es ihre vertragliche Arbeitszeit vorsieht. 

Ausufernde Arbeitszeiten und immer mehr Ar-
beit, die in der gleichen Zeit erledigt werden 

soll: Darüber stöhnen viele Beschäftigte. 57,3 
Prozent arbeiten länger, als ihre vertragliche 
Arbeitszeit es vorsieht. Nahezu zwei von drei 
Beschäftigten würden ihre tatsächliche Ar-
beitszeit gern verkürzen. Dagegen wollen nur 
4,8 Prozent der Beschäftigten eine längere 
oder deutlich längere Arbeitszeit – vor allem 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die in 
Teilzeit arbeiten. Besonders unzufrieden mit 
ihrer Arbeitszeit sind diejenigen, die überlange 
Arbeitszeiten haben.9 

6Bundesagentur für Arbeit, Aktuelle Entwicklungen in der Zeitarbeit, Berichte; Blickpunkt Arbeitsmarkt, Januar 2017, S. 11-14, https://kurzlink.de/leiharbeiter 
7Hans-Böckler-Stiftung, Böckler Impuls 20/2016, S. 1, https://kurzlink.de/befristete 
8Statistisches Bundesamt, Homepage, Zahlen und Fakten, Unfreiwillig befristete Beschäftigte, abgerufen am 16.05.2017, https://kurzlink.de/befristungen
9 Alle Zahlen zu den tatsächlichen Arbeitszeiten und Arbeitszeit-Präferenzen, soweit nicht anders angegeben: Beschäftigtenbefragung 2017 der IG Metall



Zu viel Arbeit macht krank
Rund 27 Prozent der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und sogar mehr als jede bzw.  
jeder dritte Beschäftigte in Schichtarbeit fühlt 
sich bei der Arbeit gehetzt und unter ständigem 
Zeitdruck. Vor diesem Hintergrund fordern die 
Beschäftigten vom Gesetzgeber klare gesetz-
liche Leitplanken. Das Arbeitszeitgesetz dient 
dem Gesundheitsschutz – und ist dringend er-
forderlich. „Die Gesundheit verschlechtert sich 
mit zunehmender Länge der Arbeitszeit“, heißt 
es im Arbeitszeitreport 2016 der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. 

Verstöße gegen gesetzliche Ruhezeiten
Wer besonders lange arbeitet, klagt über-
durchschnittlich häufig über körperliche Er-
schöpfung, Schlafstörungen und Niederge-
schlagenheit.10 Statt Schutzvorschriften wie 
das Arbeitszeitgesetz aufzuweichen, muss  
sichergestellt werden, dass sie auch einge-
halten werden: Elf Prozent der Befragten kla-
gen über eine Verletzung der gesetzlichen 
Ruhezeit, jeder Fünfte sagt, die gesetzliche 
Höchstarbeitszeit werde überschritten.

 

Teilzeitbeschäftigte wollen mehr arbeiten
Während für die Mehrzahl der Beschäftigten 
die gewünschte Arbeitszeit unter der tatsäch-
lichen Arbeitszeit liegt, wollen viele Teilzeit-
beschäftigte ihre Arbeitszeit gern aufstocken. 
Übrigens: Nicht einmal einer von fünf Teilzeit-
beschäftigten ist von Beginn an in Teilzeit tätig. 
Aber nur eine kleine Minderheit derjenigen,  
die ihre Arbeitszeit auf Teilzeit reduziert ha-
ben, hat auch vereinbart, auf Vollzeit zurück zu 
wechseln. Dagegen sind über 60 Prozent der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne 
eine solche Vereinbarung in Teilzeit gewechselt. 

Gefangen in der Teilzeitfalle
Und genau daran hapert es: 29 Prozent der 
Teilzeitbeschäftigten würden gerne ihre Ar-
beitszeit erhöhen, aber der Arbeitgeber ver-
wehrt es ihnen. Deswegen fordern die Beschäf-
tigten auch Unterstützung durch die Politik. 
Neun von zehn Befragten sagen: Wer seine  
Arbeitszeit auf Teilzeit reduziert, braucht das 
(gesetzlich garantierte) Recht, auf Vollzeit 
zurückkehren zu können. Aber obwohl genau  
dieses Rückkehrrecht auch im Koalitionsver-
trag für die laufende Legislaturperiode steht, 
ist es bis heute nicht umgesetzt worden.

WUNSCH UND WIRKLICHKEIT BEI DEN ARBEITSZEITEN

10Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, Arbeitszeitreport Deutschland 2016, S. 31/32, https://kurzlink.de/arbeitszeitreport

gewünschte
Arbeitszeit

vertragliche
Arbeitszeit

Anteile der Befragten in Prozent

Quelle: IG Metall-Beschäftigtenbefragung 2017
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Gewünschte, tatsächliche und vertragliche Arbeitszeit
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Wer seine Arbeitszeit reduziert 
braucht einen Entgeltausgleich
Rückkehrrecht ist das eine. Doch müssen es 
sich die Beschäftigten auch leisten können, 
ihre Arbeitszeit zu reduzieren – etwa für die 
Pflege von Angehörigen, für Kindererziehung 
und Weiterbildung. Zwar existiert mit dem El-
terngeld eine Lohnersatzleistung insbesonde-
re für die erste Zeit nach der Geburt des Kin-
des, und das ElterngeldPlus ermöglicht die 
Verbindung von Elternzeit und Teilzeit. Doch 
das reicht nicht. 

Pflege auf Pump will keiner
Gerade für Beschäftigte, die ihre Arbeitszeit 
zugunsten der Pflege von Angehörigen redu-

zieren, fehlt bis auf das Pflegeunterstützungs-
geld für ein paar Tage in Akut-Situationen der 
Entgeltausgleich komplett. So verwundert 
es nicht, dass zwar mehr als zwei Millionen 
Pflegebedürftige zu Hause von Angehörigen 
versorgt werden,11 aber bis Juni 2016 nur 
39.000 Personen in Deutschland Pflegezeit 
oder Familienpflegezeit in Anspruch genom-
men haben, also den Anspruch auf Freistel-
lung oder befristete Teilzeit für Pflege. Üb-
rigens: Der Bund bietet denen ein zinsloses 
Darlehen an, die ihre Arbeitszeit für Pflege 
reduzieren. Doch diese „Pflege auf Pump“ ist 
ein Ladenhüter. Im Jahr 2015 und bis Ende 
Mai 2016 haben gerade einmal 210 Perso-
nen ein Darlehen für eine Freistellung nach 
dem Familienpflegezeitgesetz beantragt.12 
Die Menschen wollen keine Schulden für die 
Pflege von Angehörigen machen müssen, sie 
wollen einen Entgeltausgleich. Das ist auch 
das Ergebnis der Beschäftigtenbefragung 
2017. 84 Prozent der Befragten fordern einen 
Entgeltausgleich für diejenigen, die für Kin-
dererziehung, Pflege von Angehörigen oder 
Weiterbildung die Arbeitszeit reduzieren. 

EINBAHNSTRASSE 
TEILZEITBESCHÄFTIGUNG

11Statistisches Bundesamt, Pflegestatistik 2015, 16.01.2017, S. 5, https://kurzlink.de/pflegestatistik
12Bundesregierung, Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Stand der Umsetzung des Gesetzes zur besseren 

	 Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf“, 07.07.2016, Bundestagsdrucksache 18/9111, S. 5, https://kurzlink.de/vereinbarkeit 

WAS BESCHÄFTIGTE KONKRET BRAUCHEN:

· Ein Rückkehrrecht aus Teilzeit in Vollzeit, 
damit insbesondere Frauen nicht in 
der Teilzeitfalle gefangen bleiben.

· Einen steuerfinanzierten Entgeltausgleich 
bei Reduzierung der Arbeitszeit 
wegen Kindererziehung, Pflege oder 
Weiterbildung. 

· Ein Recht auf Abschalten (Ruhezeit) 
im Arbeitszeitgesetz.
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	 Ich war von Beginn an in Teilzeit beschäftigt

	 Ich bin aus Vollzeit in Teilzeit gewechselt, 
	 habe aber nicht vereinbart, auf Vollzeit  
	 zurück zu wechseln 

	 Ich bin aus Vollzeit in Teilzeit gewechselt, habe 
	 aber vereinbart, auf Vollzeit zurück zu wechseln 

Zugänge zur Teilzeit

Quelle: IG Metall-Beschäftigtenbefragung 2017
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Mehr als vier von fünf Beschäftigten drän-
gen auf eine Stabilisierung und mittelfristig 
auf eine Anhebung des Niveaus der gesetz-
lichen Rentenversicherung – auch wenn da-
durch die Rentenbeiträge steigen. Private 
Vorsorge als Ersatz für die gesetzliche Ren-
te sehen die Befragten äußerst skeptisch. 
Und mit einer großen Mehrheit von über 90 
Prozent fordern sie eine Rückkehr zu einer 
gerechten – paritätischen – Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung.

Prognosen des Arbeitsministeriums zeigen: 
Wenn die Politik nicht handelt, wird das 
Rentenniveau immer weiter sinken – auf 
unter 42 Prozent im Jahr 2045.13 Dabei muss 
man wissen: Das Niveau der „Eckrente“ 
wird auf der Basis von 45 Beitragsjahren 
berechnet. Im Durchschnitt weisen die Men-
schen aber nur 35 Erwerbsjahre auf, Frauen 
in den westdeutschen Ländern sogar nur 26 
Erwerbsjahre.14 Entsprechend niedriger sind 
die Renten. Steigende Altersarmut ist damit 
vorprogrammiert. 

Private Vorsorge ist kein Ersatz 
für eine gute gesetzliche Rente
Private Vorsorge kann die Lücke nicht füllen. 
Das zeigt schon ein Blick in die Riester-Sta-
tistik: Die Anzahl der Riester-Verträge ver-
harrt bei rund 16 Millionen. In viele Verträge 
wird gar nicht mehr voll eingezahlt, etwa ein 
Fünftel ist sogar komplett ruhend gestellt.15 
Die Renditen werden immer schlechter, die 
Verwaltungskosten sind hoch. Klar, dass die 

Beschäftigten zu 86,7 Prozent sagen: Pri-
vate Vorsorge kann das nicht ausgleichen, 
was bei der gesetzlichen Rentenversiche-
rung wegfällt. Und deshalb fordern sie eine 
Stabilisierung und mittelfristig auch wieder 
eine Anhebung des Rentenniveaus.

Eine verlässliche Alterssicherung 
hat ihren Preis
Durch die Panikmache der Wirtschaft vor 
steigenden Beiträgen lassen sie sich nicht 
abschrecken. Denn sie wissen: Eine verläss-
liche Alterssicherung hat ihren Preis – und 
die private Vorsorge mit Abschluss-, Ver-
triebs- und Verwaltungskosten sowie Ge-
winnanteil für die Versicherungen ist nicht 
billiger, aber riskanter als die gesetzliche 
Rentenversicherung. Mehr als drei von vier 
der jungen Beschäftigten bis 34 Jahre set-
zen laut der IG Metall-Beschäftigtenbefra-
gung übrigens auf die gesetzliche Rente. 
Die Behauptung, Jüngere würden die ge-
setzliche Rente ablehnen, stimmt also nicht! 

Oft keine Betriebsrente 
in Klein- und Mittelbetrieben
Nur 17,7 Millionen Beschäftigte verfügen 
über einen Betriebsrentenanspruch, heißt 
es im Alterssicherungsbericht 2016 der Bun-
desregierung16; zwischen 2013 und 2015 ist 
die Verbreitung der Betrieblichen Altersver-
sicherung (BAV) sogar zurückgegangen. Ge-
rade Beschäftigten in kleinen und mittleren 
Unternehmen fehlt vielfach der Anspruch 
auf eine Betriebsrente. Verfügten 2015 in 

ENTSCHIEDEN DAFÜR: 
SOZIALE SICHERUNG, 
FAIR FINANZIERT


13Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Gesamtkonzept zur Alterssicherung, November 2016, S. 48, https://kurzlink.de/bmas-konzept
14Bundesregierung, Alterssicherungsbericht 2016, S. 112, https://kurzlink.de/bericht-rv
15Ebd., S. 140
16Ebd., S. 132
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der Betriebsgrößenklasse mit 1.000 und 
mehr Beschäftigten 83 Prozent über einen 
Anspruch auf eine betriebliche Altersversor-
gung, so waren es laut Alterssicherungsbe-
richt in Betrieben mit unter 10 Beschäftigten 
lediglich 28 Prozent und selbst in Betrieben 
mit 50 bis 249 Beschäftigten nur 44 Prozent. 

Anspruch auf Betriebsrenten
Das Votum der Beschäftigten – quer durch 
alle Betriebsgrößenklassen und Einsatzbe-
reiche – ist klar: Alle Beschäftigten sollen 
Anspruch auf eine betriebliche Altersversor-
gung haben – und zwar auf eine Betriebs-
rente, die der Arbeitgeber bezahlt. Denn von 
den 17,7 Millionen Beschäftigten mit einem 
Anspruch auf betriebliche Altersversorgung 
bezahlen mehr als die Hälfte (55,2 Prozent) 
ihre Betriebsrente teilweise oder sogar 
komplett selbst – im Rahmen der sogenann-
ten Entgeltumwandlung. 

Nur jeder dritte Schichtarbeiter 
schafft es bis 67
Nicht einmal die Hälfte der Befragten glaubt, 
bis 67 arbeiten zu können. Und sie liegen 
damit nicht falsch, wie aus der Statistik der 
Deutschen Rentenversicherung hervorgeht. 
Das durchschnittliche Zugangsalter in die 
Altersrente lag 2015 bei etwa 64 Jahren – 
also deutlich unter dem gesetzlichen Zu-
gangsalter. Abschläge sind die Folge. Umso 
befremdlicher sind die Rufe nach der „Ren-
te mit 70“ oder gar einer noch weiteren An-
hebung der Regelaltersgrenze. Übrigens: 
Von den Beschäftigten im Schichtbetrieb 
geht gerade einmal jeder Dritte davon aus, 
das gesetzliche Renteneintrittsalter von 67 
Jahren erreichen zu können.

Ungerechte Belastungen 
in der Krankenversicherung
Seit mehr als zwölf Jahren müssen die Versi-
cherten einen Extra-Beitrag für die Kranken-

BEITRAGSANTEILE IN DER
GESETZLICHEN KRANKENVERSICHERUNG

8,4% 7,3%
Die Arbeitnehmerbeiträge unterscheiden sich je nach Zusatzbeitrag der Kasse

Arbeitnehmer Arbeitgeber

Quelle: IG Metall
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92 Prozent der Beschäftigten fordern ein 
Verbot von Tarifflucht durch Auslagerungen. 
Gleiche Chancen und gleiches Geld für Frau-
en und Männer wollen 91 Prozent. Und drei 
von vier Beschäftigten fordern eine Steuer-
politik, die für mehr Verteilungsgerechtig-
keit sorgt. 

Auch wenn es uns in den vergangenen Jahren 
gelungen ist, die Tarifbindung im Organisa-
tionsbereich der IG Metall zu stabilisieren: 
Gesamtwirtschaftlich fallen immer weniger 
Beschäftigte unter einen Tarifvertrag. 1998 
arbeiteten noch 76 Prozent der Beschäftigten 
in tarifgebundenen Betrieben, 2015 dagegen 
nur noch 59 Prozent. In den neuen Ländern 

sank der Anteil im gleichen Zeitraum von 
63 auf 49 Prozent.18 Die Branchentarifbin-
dung betrug 2015 sogar nur noch 51 Prozent 
(West) bzw. 37 Prozent (Ost). 

Bessere Arbeitsbedingungen 
durch Tarifvertrag
Nur die kollektive Verhandlungsmacht der 
Beschäftigten sorgt für gute Arbeitsbedin-
gungen. Das zeigt ein Blick auf die Zahlen: 
Tarifgebundene Beschäftigte bekommen 
deutlich mehr Geld als ihre Kolleginnen und 
Kollegen in nicht-tarifgebundenen Unter-
nehmen. Für Maschinenbautechnikerinnen 
und -techniker zum Beispiel beträgt der 
Lohnunterschied 19 Prozent, für Industrie-

kasse zahlen. Der durchschnittliche Zusatz
beitrag für die Beschäftigten beträgt derzeit 
1,1 Prozent, bei vielen Kassen zahlen Ver
sicherte aber jetzt schon deutlich mehr: bis zu 
1,8 Prozent. Der Arbeitgeberbeitrag dagegen 
ist eingefroren. Und allein in den nächsten 
drei Jahren könnte sich der durchschnittli-
che Zusatzbeitrag mehr als verdoppeln – auf 
2,4 Prozent.17 Die Beschäftigten müssen also 
immer mehr für die Krankenkasse ausgeben, 
während die Arbeitgeber sich nicht an den 
steigenden Ausgaben für Gesundheit betei-
ligen müssen. Das akzeptieren die Versicher-
ten nicht – und fordern mit großer Mehrheit 
eine Rückkehr zur paritätischen Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung.

WAS BESCHÄFTIGTE KONKRET BRAUCHEN:

· Eine paritätisch finanzierte, hochwertige 
gesetzliche Krankenversicherung – 
ohne eine einseitige Belastung der 
Versicherten.
 
· Eine starke gesetzliche Rentenversicherung: 
Das Rentenniveau muss stabilisiert, 
wieder an die Löhne gekoppelt und erhöht 
werden.
 
· Ein Recht auf eine arbeitgeberfinanzierte, 
betriebliche Altersversorgung.

ENTSCHIEDEN DAFÜR: 
 GERECHTIGKEIT DURCH MEHR 
 TARIFVERTRÄGE

17Gnirke, K., Kostenexplosion: Zusatzbeiträge der Krankenkassen steigen drastisch, Spiegel Online, 15.08.2016, unter Verwendung

	 von Zahlen von Prof. Wasem, Universität Duisburg-Essen, https://kurzlink.de/gkv 
18IAB, Aktuelle Daten und Indikatoren, Tarifbindung der Beschäftigten, 01.06.2016, https://kurzlink.de/iab_tarifbindung
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kaufleute sogar 26 Prozent. 71 Prozent der 
Beschäftigten mit Tarifvertrag erhalten 
Weihnachtsgeld – aber nur 44 Prozent der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne 
Tarifvertrag.19 Und der gesetzliche Urlaubs-
anspruch beträgt gerade mal vier Wochen, 
während tariflich inzwischen meist sechs 
Wochen üblich sind.

Arbeitgeber auf Tarifflucht
Arbeitgeber indes versuchen immer häu-
figer, sich aus der Verantwortung zu steh-
len – durch Verbandsaustritte, sogenannte 
OT-Mitgliedschaften (Mitgliedschaft im 
Arbeitgeberverband ohne Tarifbindung) 
oder durch Betriebsabspaltungen und Aus-
gliederungen. Die Beschäftigten fordern 
ein Gegensteuern der Politik: 92 Prozent 
der Befragten fordern beim Gesetzgeber 
einen Anspruch auf Tarifverträge ein – zum 
Beispiel indem er Tarifflucht bei Ausgliede-
rungen verhindert. Mit dem Tarifautonomie-
stärkungsgesetz hat die Politik 2014 bereits 
gehandelt und Allgemeinverbindlicherklä-
rungen erleichtert. Das war richtig. Die Er-
fahrung nach drei Jahren allerdings zeigt: 
Das reicht nicht aus. 

Sozialstaat 4.0: Zusammenspiel 
von Gesetz, Tarif und Mitbestimmung
Die IG Metall setzt mit ihrem Sozialstaats-
verständnis auf ein Zusammenspiel von Ge-
setz, Tarif und Mitbestimmung. Oft können 
die Tarifpartner in einer Branche am besten 
passgenaue Regelungen für ihre Beschäf-
tigten vereinbaren. Der Gesetzgeber muss 
dafür den Rahmen schaffen. 

Tarifbindung und Mitbestimmung gehören 
zusammen. Viele Kolleginnen und Kollegen 
klagen aber darüber, dass Arbeitgeber Be-
triebsratswahlen torpedieren – etwa indem 

sie mögliche Kandidatinnen und Kandidaten 
einschüchtern oder arbeitgebernahe Kandi-
datinnen und Kandidaten unterstützen. Jede 
sechste Neugründung von Betriebsräten 
wird behindert.20 Deswegen muss der Ge-
setzgeber diejenigen besser schützen, die 
Betriebsratsgründungen initiieren.

Ungerechte Einkommen- 
und Vermögensverteilung
Hohe Tarifbindung und gute Tarifabschlüs-
se legen die Grundlage für eine gerechte 
Verteilung von Einkommen und Vermögen. 
Sie müssen aber durch eine Steuerpolitik 
ergänzt werden, die für einen solidarischen 
Ausgleich sorgt und den Zusammenhalt der 
Gesellschaft stärkt. Die Ungleichheit bei 
der Vermögensverteilung ist in Deutschland 
außerordentlich hoch. Die ärmere Hälfte der 
Haushalte verfügt insgesamt nur über rund 
ein Prozent des Nettovermögens, während 
die vermögensstärksten zehn Prozent der 
Haushalte mehr als die Hälfte des gesam-
ten Nettovermögens besitzen.21 Doch die 
Vermögensteuer ist ausgesetzt – und für Ka-
pitalerträge gilt eine Pauschalbesteuerung 
von 25 Prozent, während der individuelle 
Lohnsteuersatz bis zu 42 Prozent beträgt. 
Damit finden sich die Beschäftigten nicht 
ab: Mehr Verteilungsgerechtigkeit durch 
eine stärkere Besteuerung hoher Einkom-
men, hoher Vermögen und großer Erbschaf-
ten ist für mehr als drei von vier Befragten 
ein wichtiges oder sogar sehr wichtiges An-
liegen.

Frauen wie Männer für 
gleiches Einkommen
92 Prozent der Befragten halten einen glei-
chen Zugang zur beruflichen Entwicklung 
sowie gleiches Einkommen für Frauen und 
Männer für wichtig oder sehr wichtig. Das 

19WSI-Lohnspiegel, https://kurzlink.de/lohnspiegel
20Hans-Böckler-Stiftung, Mitbestimmung: Aggressive Arbeitgeber, Böckler Impuls 17/2016, S. 7, https://kurzlink.de/br-behinderung
21Bundesregierung, 5. Armuts- und Reichtumsbericht, S. IX, https://kurzlink.de/armutreichtum
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Statistische Bundesamt beziffert den „Gen-
der Pay Gap“ auf 21 Prozent, für die Privat-
wirtschaft sogar auf 24 Prozent.22 Das gera-
de beschlossene Entgelttransparenzgesetz 
ist ein Anfang zur Lösung des Problems – 
mehr nicht. Denn Transparenz allein schafft 
noch keine Gerechtigkeit. 

Übrigens trägt auch hier Tarifbindung zur 
Lösung des Problems bei: In den tarifgebun-
denen Betrieben der Metall- und Elektroin-
dustrie verdienen die vollzeitbeschäftigten 
Facharbeiterinnen pro Stunde 3,7 Prozent 
weniger als die Facharbeiter. Für die Beschäf-
tigten in nicht-tarifgebundenen Betrieben 
beträgt das Lohngefälle bei Fachkräften Leis-
tungsgruppe 3 dagegen 14,2 Prozent.23

WAS BESCHÄFTIGTE KONKRET BRAUCHEN:

· Betriebsräte müssen auch für die auf 
einem Werksgelände eingesetzten 
Fremdbeschäftigten zuständig sein.

· Tarifverträge müssen für mindestens ein 
Jahr fortgelten, wenn ein Betrieb oder Be-
triebsteil eines tarifgebundenen Arbeitgebers 
durch Verkauf oder Umwandlung an einen 
nicht tarifgebundenen Arbeitgeber übergeht. 

· Eine Neuausrichtung der Steuerpolitik: 
Vermögende und einkommensstarke 
Personen müssen wieder einen 
gerechten Beitrag leisten.

BRANCHENTARIFBINDUNG DER BESCHÄFTIGEN 1996 – 2015

22Statistisches Bundesamt, Homepage, Zahlen & Fakten, Indikatoren, Gender Pay Gap, abgerufen am 12.05.2017,  

	 https://kurzlink.de/genderpaygap
23IG Metall/Smolenski/Rukwid, Umfang und Wirkung der Tarifbindung in der Metall- und Elektroindustrie, Arbeitspapier 1/2016
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Quelle: IAB Betriebspanel

 

  Westdeutschland

  Branchentarifvertrag

  Firmentarifvertrag

  kein Tarifvertrag

Westdeutschland

  Ostdeutschland

West- und Ostdeutschland, Anteile in Prozent Tarifverträge 2015

41

8

51

Ostdeutschland

51

37

12

*Abweichungen von 100 Prozent ergeben sich aufgrund von Rundungen.
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WIR. DIE IG METALL. 
UNSERE STÄRKE – 
UNSER BEITRAG
Mit 2,3 Millionen hat die IG Metall mehr Mit-
glieder als alle Parteien zusammen. Wir sind 
überparteilich. Aber wir haben die Interessen 
der Beschäftigten und damit der Mehrheit 
der Menschen entschieden im Blick. Dafür 
setzen wir uns auf allen Ebenen ein – und ge-
stalten die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
schon in den Betrieben aktiv mit. 

Nicht der Markt und der Einzelne, sondern 
nur das kollektive Aushandeln von Regeln 
kann einer Spaltung der Gesellschaft in Ge-
winnerinnen und Gewinner sowie Verliererin-
nen und Verlierer entgegenwirken. Wir sind 
als starke Gewerkschaftsbewegung gefragt. 
Und wir stellen uns unserer Verantwortung. 

Aber wir stellen nicht nur Forderungen an die 
Politik, wir gestalten mit. Und schließlich 
kümmern sich über 73.000 Betriebsrätinnen 
und Betriebsräte der IG Metall in den Betrie-
ben um die Interessen der Beschäftigten.

Tarifverträge
Wir schaffen mit unseren Tarifverträgen die 
Lebensgrundlage für Millionen von Menschen, 
indem wir mit unserer kollektiven Verhand-
lungsmacht gerechte Entgelte für die Beschäf-
tigten durchsetzen. Durch Mitbestimmung und 
Einbeziehung der Beschäftigten gestalten wir 
die Zukunft der Arbeit.

Aber unsere Tarifverträge drehen sich nicht nur 
um Euro und Cent. Wir regeln auch eine Reihe 
von qualitativen Aspekten – von der Qualifizie-

rung über die Übernahme nach der Ausbildung 
bis hin zur Leiharbeit. Damit gestalten wir die 
Arbeitsbeziehungen auf vielfältige Weise, er-
möglichen Flexibilität für die Betriebe und ver-
binden diese mit Sicherheit für die Beschäftig-
ten auch im betrieblichen Wandel.

Moderne Arbeitszeiten
Unsere Beschäftigtenbefragung 2017 zeigt: 
Modern sind Arbeitszeiten dann, wenn sie 
selbstbestimmt und verlässlich sind. Beschäf-
tigte schätzen die Möglichkeit, kurzfristig frei-
nehmen zu können. Und sie wollen Arbeits
zeiten, die zu ihrem Leben passen. Dazu gehört 
für viele, zumindest zeitweise kürzer zu arbei-
ten. Wir setzen die Arbeitszeitwünsche der Be-
schäftigten im Zusammenspiel von Gesetzen, 
Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen in 
die Praxis um. So stellen wir mit modernen Be-
triebsvereinbarungen vor Ort sicher, dass auch 
Arbeit außerhalb des Betriebs als Arbeitszeit 
anerkannt und erfasst wird – oder Beschäftig-
te ein Recht auf Abschalten haben.

Bildungsteilzeit
Egal ob für Kindererziehung, Pflege von An-
gehörigen oder Weiterbildung: Wer seine Ar-
beitszeit anlassbezogen reduziert, braucht 
eine Entgeltaufstockung. Die IG Metall leistet 
dazu bereits ihren Beitrag – etwa mit ihren 
Tarifverträgen zur Bildungsteilzeit. Wer die Ar-
beitszeit zugunsten einer persönlichen beruf-
lichen Weiterbildung absolviert, bekommt das 
Entgelt aufgestockt. Auf diese Entgeltaufsto-
ckung ist allerdings Lohnsteuer fällig – anders 
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TARIFBINDUNG 2016 
HERGESTELLT

als bei Aufstockungsbeträgen für Altersteilzeit 
(Paragraph 3 Nr. 28 Einkommensteuergesetz). 
Wir brauchen einen Grundzuschuss für an-
lassbezogene Arbeitszeitreduzierung und eine 
Steuerfreistellung entsprechend der Regelun-
gen zur Altersteilzeit. 

Betriebliche Altersversorgung
Die IG Metall hat Tarifverträge zur betriebli-
chen Altersversorgung abgeschlossen. Und sie 
organisiert für die Beschäftigten ihres Organi-
sationsbereichs im Rahmen des Versorgungs-
werks MetallRente Betriebsrenten. Wenn der 
Gesetzgeber die Rahmenbedingungen weiter 

verbessert – etwa mit einem „Sozialpartner-
modell“ – wollen wir die neuen Möglichkeiten 
im Interesse der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer mit Leben füllen. Damit sind wir 
bereit, auch Verantwortung zu übernehmen. 
Unser Ziel ist klar: eine arbeitgeberfinanzier-
te betriebliche Altersvorsorge für alle.

Industrie der Zukunft
Wir arbeiten an Zukunftskonzepten und er-
proben in den Betrieben, wie Arbeit in der 
digitalen und globalen Welt im Interesse der 
Beschäftigten gestaltbar ist. Mit industriepo-
litischen Konzepten liefern wir Diskussions-
beiträge, etwa zur Energiewende. In unserer 
Branchenpolitik bündeln wir die Interessen 
der dort Beschäftigten und organisieren In-
formationen und Aktionen für die Zukunfts
fragen der Branchen. 

Aktuelle Beispiele hierfür sind die Stahlin-
dustrie und ihr Kampf um eine klimafreundli-
che globale Stahlversorgung, die Automobil
industrie mit unserer Forderung nach schneller 
Umstellung auf klimafreundliche Elektromo-
bilität, der Maschinenbau mit seinen Inno-
vationsanstrengungen für energieeffiziente 
Produktion, die Luftfahrtindustrie mit unseren 
Vorschlägen für klimafreundliche Technologi-
en und schließlich die Elektroindustrie mit der 
Anstrengung einer möglichst geschlossenen 
Kreislaufwirtschaft für knappe Ressourcen.

Stärkung der Tarifbindung
Die IG Metall fordert nicht nur den Gesetzge-
ber auf, die Tarifbindung zu stärken. Sondern 
sie streitet in ihren Tarifverhandlungen auch 
dafür, dass wieder für mehr Beschäftigte ein 
Tarifvertrag gilt. Mit Erfolg: 2016 ist es ihr 
in 145 Betrieben mit 35.708 Beschäftigten 
gelungen, Tarifbindung herzustellen. Unsere 
Landkarte zeigt das.

	Orte, in denen Beschäftigte 2016 mit der IG Metall  
	 Tarifbindung durchgesetzt haben.
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Kontakt zur IG Metall:
Mit 155 Geschäftsstellen ist die IG Metall 
überall vor Ort. Wir helfen weiter mit Informa-
tionen über einzelne Branchen und Betriebe. 
Die richtige Geschäftsstelle finden Sie hier:
www.igmetall.de/vor-ort

Politische und rechtliche Einschätzungen 
sowie Hintergrundinformationen liefert 
Ihnen das Hauptstadt-Büro der IG Metall:
IG Metall-Vorstand, Berliner Büro
buero-berlin@igmetall.de 

WEITERE INFORMATIONEN 
FÜR IHRE ARBEIT

Faktenblätter zur Bundestagswahl:
Die Faktenblätter liefern tiefergehende 
Informationen und konkrete Vorschläge 
für Gesetzesänderungen. Bestellbar 
über das Berliner Büro.

Ergebnis-Broschüren zur 
Beschäftigtenbefragung 2017:
Bestellbar über das Berliner Büro 
oder die IG Metall vor Ort.
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„Weiter so! Wir brauchen die IG Metall 

mehr denn je!“

„Bitte weiterhin aktiv auch in die Politik 

einmischen und die Interessen von uns 

Arbeitnehmern vertreten!“

„Ich freue mich, dass die IG Metall für soziale 

betriebliche Gerechtigkeit kämpft. Weiter so!“

„Ich fi nde es wichtig, dass die IG Metall 

auf die Veränderungen in der Arbeitswelt, 

Stichwort Industrie 4.0, reagiert.“

„Bitte unsere Gesellschaft zusammenhalten – 

gegen Ausbeutung, Gewalt und Hass.“

„Angemessene Bezahlung in unserem Betrieb 

wurde erst durch die IG Metall erreicht.“

„Die IG Metall unterstützt aus meiner Sicht die 

Gesellschaft auf dem Weg zu mehr Miteinander 

und weniger Neid, Gier und Hass.“

„Noch präsenter in den Betrieben auftreten! 

Ohne IG Metall stehen wir vor dem totalen 

Chaos!“

37954-69058  Quelle: Persönliche Kommentare der Befragten.
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Faktenblatt 1.2Arbeit 4.0
Seite 1 von 2

Die Digitalisierung der Produkte und Prozesse,

Klima- und Umweltschutz, Globalisierung, demo-

grafische Entwicklung und vielfältige Lebens -

entwürfe der Beschäftigten bestimmen und be-

schleunigen den Transformationsprozess von Ge-

sellschaft und Arbeitswelt. Zurzeit ist die Arbeits-

welt von zunehmender Ungleichheit, Unsicherheit

und wachsender Fremdbestimmung geprägt. 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt verlangt aber,

dass die Transformation in die Arbeitswelt 4.0 für

alle verlässliche Perspektiven und gute Arbeit 

beinhaltet.

Die Fremdvergabe von Tätigkeiten erfolgt häufig, um

Beschäftigungsrisiken auszulagern und Kosten zu mi-

nimieren. Die Arbeits bedingungen der Beschäftigten

in Fremdfirmen – oft Firmen ohne Betriebsräte und

Tarif bindung – sind in der Regel schlechter als die der

Stammbeschäftigten, auch weil bei Fremdvergaben

Mitbestimmungslücken bestehen.

Die IG Metall fordert→  die Ausweitung der Betriebsrats zu ständigkeit

auf die auf einem Werks gelände eingesetzten

Fremdbeschäftigten.→  einen vorherig zwingenden Interessens -

ausgleich bei der Vergabe von wesentlichen, 

bislang im Betrieb erledigten Aufgaben und

 Tätigkeiten an andere Betriebe.
→  die Fortdauer der Geltung von Tarif verträgen

für mindestens ein Jahr, wenn 
ein Betrieb oder Betriebsteil eines tarif -

gebundenen Arbeitgebers durch Verkauf oder

Umwandlung an einen nicht tarif gebundenen

Arbeitgeber übergeht.

Wirksame Mitbestimmung bei Fremdvergabe

und Fortgeltung von Tarifverträgen bei 

Ausgliederung

» Nur Tarifverträge geben 
Ansprüche auf geregelte Arbeits-

zeiten und Entgelte. Fehlt Tarif-
bindung, droht Lohndumping.

Das sehen wir beim Missbrauch
von Werkverträgen. «Ralf Kutzner, Geschäftsführendes 

Vorstandsmitglied der IG Metall

ARBEITSZEIT – SICHER, GERECHT UND 
SELBSTBESTIMMT

ARBEITSZEIT – SICHER, GERECHT UND 
SELBSTBESTIMMT
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Faktenblatt 1.1
Arbeit 4.0
Seite 2 von 2

Einstellung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern mit Vermittlungs hemmnissen dürfen
nicht mehr an Zeitarbeits unternehmen gewährt
werden.

→  die Abschaffung der sachgrundlosen Befris-
tung. Sie unterläuft den Kündigungsschutz und
zwingt insbesondere Jugendliche in Befris-
tungsketten.

→  eine neue Arbeitsmarktpolitik: der Erhalt und
Ausbau von Qualifikationen müssen Vorrang
vor schneller Vermittlung haben.

→  die Zumutbarkeitskriterien müssen den Erhalt
von Qualifikationen und des beruflichen Status
gewährleisten.

Umsetzung
Von der nächsten Bundesregierung sind § 1 und § 140
des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) zu
 ändern. Außerdem ist darauf hinzuwirken, dass die
Bundesagentur für Arbeit ihre Grundsätze der Arbeits -
ver mittlung und ihre internen Zielvorgaben den wirt-
schaftlichen und betrieblichen Herausforderungen
anpasst. 

Die Vermittlungspraxis der Bundesagentur für Arbeit
(BA) sollte sich vom Credo der Agenda 2010 endgültig
lösen, dass jede Arbeit besser sei als keine. In diesem
Sinne kann die BA die  Indikatoren ihres internen Ziel -
systems verändern. Vermittlung muss dann höher
 bewertet werden, wenn ein vermittelter früherer Ar-
beitsloser mindestens zwölf Monate auf seiner neuen
Stelle bleibt. Um sachgrundlose Befristungen ab -
zuschaffen, fordern wir von der nächsten Bundes -
regierung, § 14, Absatz 2, 2a und 3 des Teilzeit- und
Befristungsgesetzes zu streichen.

Zur besseren Verbindung von Eingliederung und Qua-
lifizierung bieten sich einer neuen Bundesregierung
verschiedene Möglichkeiten. So könnte die Eingliede-
rungsbilanz nach § 11 SGB III zu einer Eingliederungs-
und Qualifizierungsbilanz umgewandelt werden. Im
§ 1 SGB III können die Ziele der Arbeits förderung und
durch eine Änderung von § 3 SGB III  Leistungen an-
ders gefasst werden – im Sinne einer ausdrücklichen
Erweiterung um Bildung als zentrales Ziel. 

Weiterführende Informationen
→ Positionspapier (igmetall.de/position-btw17)
→ Sozialstaatskongress (igmetall.de/sozialstaat)
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» Die Vermittlungslogik ›Jede 
Arbeit ist besser als keine‹ führt
in die Sackgasse. Qualifikation
für die Arbeitsaufgaben von 
morgen muss im Mittelpunkt
 stehen. Die Zumutbarkeit von
 Arbeit muss an den Erhalt oder
den Ausbau des Qualifikations -
niveaus gekoppelt werden.«
Jörg Hofmann, 
Erster Vorsitzender der IG Metall

Befristete Beschäftigung ist ein Problem der Jugend
Anteil der Befristeten an allen abhängig Beschäftigten der Altersgruppen
(in Prozent)

Anmerkung: Abhängig befristet Beschäftigte ohne Auszubildende in Prozent der abhängigbefristet Beschäftigten (ohne Auszubildende) in den Altersgruppen von ... bis unter ... Jahren. Die Angaben beziehen sich auf das Jahr 2015.

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen. 

Arbeit 4.0
sicher,  gerecht und 

selbstbestimmt
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Die Digitalisierung der Produkte und Prozesse,

Klima- und Umweltschutz, Globalisierung, demo-

grafische Entwicklung und vielfältige Lebens -

entwürfe der Beschäftigten bestimmen und be-

schleunigen den Transformationsprozess von Ge-

sellschaft und Arbeitswelt. Zurzeit ist die Arbeits-

welt von zunehmender Ungleichheit, Unsicherheit

und wachsender Fremdbestimmung geprägt. 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt verlangt aber,

dass die Transformation in die Arbeitswelt 4.0 für

alle verlässliche Perspektiven und gute Arbeit 

beinhaltet.

Stopp der Vermittlung in Leiharbeits- und

 Befristungsketten: sachgrundlose Befristung 

abschaffen, Erhalt und Ausbau des Qualifika-

tionsniveaus ist wichtiger als schnelle

 Vermittlung (neue Zumutbarkeitsregeln)

Viele Menschen glauben nicht mehr daran, dass sie

auch in Zukunft einen sicheren Arbeitsplatz haben

werden. Sie brauchen Perspektiven gegen Abstiegs-

angst. Wir wollen sichere, gerechte und selbstbe-

stimmte Arbeit für alle. Menschen müssen gefördert

und  dürfen nicht länger abgeschrieben werden. 

Soll dies gelingen, darf der Weg aus Arbeitslosigkeit

in Beschäftigung nicht, wie heute so oft, in einem un-

sicheren und schlecht bezahlten Job und besonders

häufig in Leiharbeit (knapp 20 Prozent) enden. Die

sachgrundlose Befristung von Arbeitsverhältnissen

ufert immer weiter aus. 

Die Zumutbarkeitskriterien wurden drastisch ver-

schärft. Der große Niedriglohnbereich und unsichere

Beschäftigung sind das Ergebnis eines jahrzehntelan-

gen Abbaus von  Arbeitnehmerrechten, auch wenn

diese Entwicklung durch Mindestlohn, Tarifautono-

miestärkungsgesetz und Regulierung von Leiharbeit

und Werkverträgen zuletzt in Ansätzen wieder korri-

giert wurde. 

Die IG Metall fordert

→  die Vermittlung in gute Arbeit statt in Leih -

arbeits- und Befristungsketten wieder zum 

Leitbild der Arbeitsförderung zu machen.

→  Eingliederungszuschüsse zur Förderung der

2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

731.200

609.700

909.600 867.500

961.200

ab 2013 veränderte Zählung

Quelle: Hans-Böckler-Stiftung, Böckler Impuls 15/2016.

So viel Leiharbeit wie nie

Als Leiharbeitnehmer waren zur Jahresmitte in Deutschland beschäftigt…



„Die Arbeitszeit sollte an bestimmten Lebens-
phasen orientiert werden. So sollte es z.B. möglich 
sein, dass man beispielsweise bei einer Weiter-
bildung, die Arbeitszeit absenken und anschlie-
ßend wieder aufbauen kann.“

„Steuern und Sozialabgaben müssen auf alle 
Gewinne und Einkommen erhoben werden, die in 
Deutschland erzielt werden. Firmen wie Starbucks 
müssen in Deutschland genauso Steuern und 
Sozialabgaben zahlen, wie die kleine Bäckerei.“

„1.: Altersteilzeit muss wieder gesetzlich fixiert 
werden. 2.: Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil 
bei den Krankenversicherungsbeiträgen muss 
wieder paritätisch werden. 3.: Wir müssen den 
Rechtsruck in der Gesellschaft stoppen. 4.: Recht 
auf inner- und außerbetriebliche Weiterbildung 
während der Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich.“

„Kinderbetreuung sollte kostenlos sein. 
Jedoch dürfen dafür nicht soziale und 
Freizeiteinrichtungen (Bibliotheken, 
Schwimmbäder etc.) geschlossen werden.“

„Soziale Integration als Grundlage für eine soziale 
Gesellschaft stärken, d.h. sozialen Entwicklungen 
entgegenwirken, die die Spaltung der Gesellschaft 
vertiefen: überhöhte Managergehälter, Unterversorgung 
öffentlicher Schulen und Bildungseinrichtungen 
wie Bibliotheken etc.“

DAS ERWARTEN IHRE WÄHLERINNEN UND WÄHLER
Persönliche Kommentare von Befragten bei der Beschäftigtenbefragung 2017
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Fragen oder Anmerkungen?  
Schreiben Sie uns gerne!
IG Metall-Vorstand
Berliner Büro
E-Mail: buero-berlin@igmetall.de


